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,
Gegen Empfangsbekenntnis

Stadt Neustadt a. d. Donau
z.Hd. Herrn 1. Bürgermeister o. V. i. A.
Stadtplatz 1
93333 Neustadt a. d. Donau

44-647-N 92 
24.03.2021
Wasserrecht;
Renaturierungsmaßnahmen am Wolfsgrabenbach auf den Fl. Nrn. 2202/5, 2202/6, 2202/7 und 2202/9, Gemarkung Neustadt a. d. Donau sowie auf den Fl. Nrn. 492 und 408/2, Gemarkung Mauern
Anlage:

1 Plangeheft -2-fach-
1 Kostenrechnung

1 Zahlschein

Das Landratsamt Kelheim erlässt auf Antrag der Stadt Neustadt a. d. Donau, nachstehend Antragstellerin genannt, folgenden

B e s c h e i d:

A.
1.      Planfeststellung
1.1
Gegenstand der Planfeststellung
Der Plan der Antragstellerin zur Renaturierung des Wolfsgrabenbaches auf den Fl. Nrn. 2202/5, 2202/6, 2202/7 und 2202/9, Gemarkung Neustadt a. d. Donau sowie auf den Fl. Nrn. 492 und 408/2, Gemarkung Mauern, wird festgestellt.
1.2
Beschreibung und Zweck des Gewässerausbaus


Das Vorhaben setzt sich im Wesentlichen aus folgenden Maßnahmen zusammen:


-Grabenaufweitung und Uferabflachung, Aufweitung oberhalb von MQ


-Punktuelles Einbringen von Totholz und standorttypischem Sohlsubstrat


-Extensivierung der Bodennutzung im angrenzenden Bereich des Wolfsgrabens


-Anlage von wechselfeuchten Geländeseigen/Mulden zur Aufnahme des erforderlichen Rückhaltevolumens. Die Einstautiefe beträgt maximal 30 cm. Die Mulden werden so angelegt, dass das Wasser wieder in das Bachbett abfließen kann.


Im nördlichen Bereich des Planungsgebietes 1 wird eine Laufverlängerung durch die Anlage von Mäanderschleifen erstellt. Der alte Gewässerverlauf verbleibt hier zusätzlich als Abfluss-option im Hochwasserfall. In diesem Teilabschnitt werden vorhandene Sohl- und Böschungsfußverbauten nicht zurückgebaut.


Die vorgesehenen Maßnahmen am Wolfsgrabenbach stellen Kompensationsmaßnahmen für die mit Bescheid des Landratsamtes Kelheim vom 12.06.2018, angepasst mit Bescheid vom 06.02.2019 und mit Bescheid vom 27.11.2019, genehmigten Niederschlagswassereinleitungen über die Einleitungsstellen E 1 bis E 21 in die Ilm, in Seen, in Gräben und Nebenarme der Abens dar.
2.
Plan
Der festgestellte Plan umfasst folgende Unterlagen vom 03.07.2020, erstellt von der Landschaftsarchitekten GmbH Wolfgang Weinzierl, nach Maßgabe der vom Wasserwirtschaftsamt Landshut durch Roteintragung vorgenommenen Änderungen und Ergänzungen:
-Erläuterungsbericht mit Retentionsnachweis
-Erläuterungsbericht zur standortbezogenen Vorprüfung

-Lageplan zur UVP Vorprüfung




M 1:2.500

-Lageplan mit Prinzipschnitt Planungsgebiet 1

M 1:500/100

-Lageplan mit Prinzipschnitt Planungsgebiet 2

M 1:500/100

-Grundstücksverzeichnis

Die Unterlagen wurden mit dem Prüfvermerk des Wasserwirtschaftsamtes Landshut vom 12.01.2021 sowie dem Bescheidsvermerk des Landratsamtes Kelheim vom 24.03.2021 versehen. 
3.
Inhalts- und Nebenbestimmungen
3.1.

Bauausführung
3.1.1
Die Antragstellerin ist verpflichtet, die gesamte Maßnahme nach den festgestellten Plänen und den festgesetzten Inhalts- und Nebenbestimmungen auszuführen. Die geltenden technischen Bestimmungen und die anerkannten Regeln der Technik und der Baukunst sind ebenso wie die einschlägigen Unfallverhütungsvorschriften zu beachten.

3.1.2
Bei der Abflachung der Böschung darf es zur Aufweitung erst über Mittelwasserhöhe kommen.
3.1.3
Im Bereich der Aufweitung ist der Wolfsgrabenbach mit einem Niedrigwassergerinne auszubilden.
3.1.4
Überschüssiges Aushubmaterial darf nicht zwischengelagert bzw. eingeebnet werden, sondern ist abzufahren und ordnungsgemäß zu entsorgen. Während der Erd- und Aushubarbeiten ist die Materialabfuhr volumenmäßig festzuhalten.

3.1.5
Im Unterstrom muss auf eine Verfüllung verzichtet werden, sodass der „Altarm“ nach Flutung auf natürliche Weise entwässern kann (s. Roteintragung in den Planunterlagen).
3.2.

Unterhaltung /Betrieb
3.2.1
Für die ordnungsgemäße Unterhaltung ist die Antragstellerin zuständig.
3.3
Anzeigepflichten

Die Baufertigstellung und der Beginn der Benutzung sind der Wasserrechtsbehörde anzuzeigen.
3.4
Belange der Fachberatung für Fischerei
3.4.1.
Vor Beginn der Arbeiten ist für alle Maßnahmen, bei denen der Wolfsgrabenbach berührt wird (Gewässerausbau), von der Antragstellerin eine verantwortliche ökologische Bauleitung zu bestellen und der Wasserrechtsbehörde sowie der Unteren Naturschutzbehörde zu benennen.

3.4.2
Vor Beginn der Erdarbeiten sind wirksame Sand- und Schlammfänge zu errichten, die während der gesamten Arbeitsdauer bis zur Befestigung aller Böschungen wirksam zu erhalten sind. Baumaterialreste dürfen im Gewässer nicht abgelagert, Betonschlempe darf nicht eingeleitet werden.
3.4.3
Vor Trockenlegung von Gewässerabschnitten und bei Gefahr von Fischsterben ist das Gewässer im Einvernehmen mit dem Fischereiberechtigten abzufischen. Die Fische sind zu bergen und in geeignete Gewässerabschnitte umzusetzen.

3.4.4
Die Bauzeiten im Gewässer sind auf den Zeitraum zwischen 15.08. und 30.09. zu beschränken.
3.4.5
Hydromorphologie


Zur Strukturierung des Wasserkörpers ist das Mittelwassergerinne im Bereich der Uferabflachungen sowie der Neuanlage von Mäandern unregelmäßig in einem Abstand von 5-7 Gewässerbreiten um rd. 2/3 einzuengen. Die Einbauten sollen nur wenig über den Mittelwasserspiegel hinausreichen und vielgestaltig mit Wurzelstöcken, Rundholzpfählen und Kiesschüttungen (Fraktion 8/16, 16/32 je 50:50) hergestellt werden. 


Mindestanzahl Strukturelemente: 30 Stück

3.4.6
Boden/Oberfläche von Gewässer und Ufer


Nach Beendigung der Arbeiten sind die Böschungen unverzüglich durch standortgerechte Bepflanzung (Schwarzerlen, Eschen, Rohrglanzgras, Gräser) des gesamten Gerinnes vor Abschwemmungen zu sichern.
3.4.7
Boden/Oberfläche des Umlandes


Überschwemmungsgebiet – Rückhaltemulden: Der Bodenabtrag der Seigen ist so zu modellieren und zu unterhalten, dass keine tödlichen Fischfallen entstehen. Dies ist gewährleistet, wenn alle bearbeiteten Flächen ein kontinuierliches Gefälle zum Fischwasser erhalten und der tiefste Punkt der Seige nicht tiefer liegt, als der Wasserspiegel des anschließenden Gewässers bei niedrigem Wasserstand (MNQ).

3.4.8
Die Ausführung der Arbeiten ist mit der Fachberatung für Fischerei abzustimmen. Während der Arbeiten ist mind. 1 Ortstermin abzuhalten.

3.4.9
Der Fischereiberechtigte ist von Beginn und Beendigung der Maßnahmen rechtzeitig zu informieren.

3.5
Belange des Naturschutzes
3.5.1
Aushubmaterial darf nicht auf Biotopflächen oder sonstigen sensiblen Flächen abgelagert werden.
3.5.2
Aufgrund der Lage in der freien Natur ist gebietsheimisches Saat- und Pflanzgut (Saatgut –Ursprungsgebiet 16 Unterbayerische Hügel- und Plattenregion; Gehölze – Vorkommensgebiet 6.1 Alpenvorland = aut-09.00 EAB) zu verwenden. Ein entsprechender Nachweis ist der unteren Naturschutzbehörde vorzulegen.

3.5.3
Die Ausbringung von Dünge und Pflanzenschutzmitteln auf der extensiven Grünfläche ist nicht zulässig. Das Mähgut ist abzufahren.

3.6
Bauabnahme
Die Antragstellerin hat spätestens 8 Wochen nach Fertigstellung der Gesamtmaßnahme dem Landratsamt Kelheim eine Abnahmebestätigung eines privaten Sachverständigen in der Wasserwirtschaft nach Art. 61 BayWG, mit Bestandsplänen vorzulegen. Im Bestandsplan sind die tatsächlich geschaffenen Volumina rechnerisch nachzuweisen.
Bei Anlagen oder Anlagenteilen, die nach der Fertigstellung nicht mehr einsehbar oder zugänglich sind und für die Funktion der Anlage von nicht unwesentlicher Bedeutung sind, ist der PSW so rechtzeitig zu beauftragen, dass durch die Durchführung einer Teilabnahme eine ordnungsgemäße Abnahme nach Art. 61 BayWG erreicht werden kann.
B.

Kosten
1.
Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 

2.
Für die Erteilung Planfeststellung ist die Antragstellerin von der Zahlung einer Gebühr befreit. Für die fachliche Begutachtung des Wasserwirtschaftsamtes Landshut sind Auslagen in Höhe von 402,00 € angefallen.



Gründe:



I.
1.
Anlass und Zweck des Vorhabens
Mit Bescheid des Landratsamtes Kelheim vom 12.06.2018, angepasst mit Bescheid vom 06.02.2019 und mit Bescheid vom 27.11.2019, wurde der Stadt Neustadt a. d. Donau eine gehobene wasserrechtliche Erlaubnis für das Einleiten von Niederschlagswasser über die Einleitungsstellen E 1 bis E 21 in die Ilm, in Seen, in Gräben und Nebenarme der Abens, erteilt. 
Zum Ausgleich von Nachteilen durch die Einleitungen sind Kompensationsmaßnahmen durchzuführen. Der ermittelte Retentionsraumausgleich beträgt 650 m3.

Auf Grundlage der Planung wurde vom Ingenieurbüro Martin Huber, Mainburg, für das Plangebiet 1 ein Retentionsraumvolumina von 947 m3 und für das Plangebiet 2 ein Retentionsraumvolumina von 1.346 m3 ermittelt. Der Ausgleich wurde somit erbracht.
Die unter Ziffer 1.2 beschriebenen Maßnahmen dienen außerdem der Erreichung der Ziele des im Jahr 2012 aufgestellten Gewässerentwicklungsplanes.
2.
Ablauf des wasserrechtlichen Verfahrens
2.1
Antrag
Die Stadt Neustadt a. d. Donau beantragt mit Schreiben vom 03.08.2020 die Durchführung eines wasserrechtlichen Planfeststellungsverfahrens für die Renaturierung des Wolfsgrabenbaches auf den Fl. Nrn. 2202/5, 2202/6, 2202/7 und 2202/9, Gemarkung Neustadt a. d. Donau sowie auf den Fl. Nrn. 492 und 408/2, Gemarkung Mauern.

2.2
Standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls
Bei der Planfeststellung sind die vom Vorhaben berührten öffentlichen und privaten Belange einschließlich der Umweltauswirkungen zu berücksichtigen.

Zur Durchführung der standortbezogenen Vorprüfungen des Einzelfalls für die Feststellung der Pflicht einer Umweltverträglichkeitsprüfung liegen Unterlagen vom 03.07.2020 vor. Die Vorprüfung erfolgte gemäß § 7 Abs. 1 Satz 2 UVPG als eine überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien. Die standortbezogene Vorprüfung hat ergeben, dass das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 1 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären.
Die Bekanntmachung der negativen Vorprüfung kann auf dem UVP-Portal Bayern online eingesehen werden.
2.3
Bekanntmachung, Auslegung
Das Vorhaben wurde im Amtsblatt des Landkreises Kelheim vom 23.10.2020 (Nr. 23) sowie bei der Stadt Neustadt a. d. Donau ortsüblich bekannt gemacht und ist in der Zeit vom 02.11.2020 bis 01.12.2020 öffentlich ausgelegen. Die Bekanntmachung und zumindest ein Teil der Antrags- und Planunterlagen zum Vorhaben wurden gemäß Art. 27 a BayVwVfG zusätzlich online auf der Internetseite www.landkreis-kelheim.de unter der Kategorie „Amt und Service“ und der Rubrik „Meldungen“ (https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/meldungen/) bereitgestellt.
Einwendungen gegen das Vorhaben wurden weder beim Landratsamt Kelheim noch bei der Stadt Neustadt a. d. Donau erhoben. 

2.4
Stellungnahmen der beteiligten Behörden und Fachstellen

Das Wasserwirtschaftsamt Landshut hat als amtlicher Sachverständiger im wasserrechtlichen Verfahren mit Schreiben vom 12.01.2020 gutachtlich Stellung genommen.
Die Untere Naturschutzbehörde hat mit Schreiben vom 10.09.2020 unter Nebenbestimmungen, die in den Bescheid aufgenommen wurden, geäußert.

Die Fachberatung für Fischerei beim Bezirk Niederbayern wurde gehört. Die Nebenbestimmungen wurden in den Bescheid aufgenommen.

Das Staatliche Bauamt Landshut wurde ebenfalls gehört.
2.5
Erörterungstermin

Der Verzicht auf den Erörterungstermin wurde mit den Beteiligten, Behörden und der Antragstellerin abgestimmt.

II.

1.
Rechtliche Würdigung

1.1 Zuständigkeit

Das Landratsamt Kelheim ist gemäß Art. 63 Abs. 1 BayWG i.d.F. der Bekanntmachung vom 25. Februar 2010 (GVBl S. 66, 130) geändert durch § 5 Abs. 18 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl S. 737) i. V. m. Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 BayVwVfG zum Erlass dieses Bescheides sachlich und örtlich zuständig.


Die beantragten Maßnahmen stellen den Ausbau eines Gewässers gemäß § 67 Abs. 2 S. 1 WHG dar. Nach § 68 Abs. 1 WHG, § 70 Abs. 1 WHG i. V. m. § 76 Abs. 1 VwVfG bedarf der Gewässerausbau der Planfeststellung durch die zuständige Behörde.
1.2
Standortbezogene Vorprüfung nach UVPG
Gemäß §§ 5 und 7 Abs. 1 i. V. m. § 2 Abs. 4 Nr. 1 Buchstabe c des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Art. 117 Elfte ZuständigkeitsanpassungsVO vom 19.06.2020 (BGBl I S. 1328) i. V. m. Nr. 13.18.2 der Anlage 1 zu diesem Gesetz, ist für das Vorhaben im Rahmen der Vorprüfung unter Berücksichtigung der Schutzkriterien der Anlage 3 zu diesem Gesetz festzustellen, ob durch das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind und deshalb eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Die Vorprüfung erfolgt gemäß § 7 Abs. 1 Satz 2 UVPG als eine überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien. Die standortbezogene Vorprüfung hat ergeben, dass das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 1 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären.
1.3
Für einen nicht umweltverträglichkeitsprüfungspflichtigen (UVP-pflichtigen) Gewässerausbau kann zwar an Stelle eines Planfeststellungsbeschlusses eine Plangenehmigung erteilt werden (§ 68 Abs. 2 Satz 1 WHG); im vorliegenden Fall beantragte jedoch die Stadt Neustadt a. d. Donau mit Schreiben vom 03.08.2020 ausdrücklich die Durchführung eines Planfeststellungsbeschlusses, so dass von dieser Möglichkeit kein Gebrauch gemacht wurde.


Mit Bekanntmachung im Amtsblatt vom 23.10.2020 wurde das förmliche Planfeststellungsverfahren mit Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß Art. 69 Satz 1 BayWG i. V. m. Art. 73 BayVwVfG ortsüblich bekannt gemacht.
1.4 Der Plan darf gem. § 68 Abs. 3 WHG nur festgestellt werden, wenn eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere eine erhebliche und dauerhafte, nicht ausgleichbare Erhöhung der Hochwasserrisiken oder eine Zerstörung natürlicher Rückhalteflächen, vor allem in Auwäldern, nicht zu erwarten ist und andere Anforderungen nach diesem Gesetz oder sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften erfüllt werden.
1.5
Prüfung 
Aus dem wasserwirtschaftlichen Gutachten geht hervor, dass das Vorhaben insgesamt positiv zu werten ist. Durch die geplanten Maßnahmen wird der Gewässerabschnitt hydromorphologisch aufgewertet. Die Renaturierung leistet einen Beitrag zur Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie („guter ökologischer Zustand“).
Durch das geplante Vorhaben wird der natürliche Rückhalteeffekt des Gewässers gefördert. Außerdem dient die Maßnahme der Abflussbremsung. Beides dient dem vorbeugenden Hochwasserschutz.

Auch aus naturschutzfachlicher Sicht sind weitgehend positive Wirkungen für den Naturhaushalt zu erwarten. Ebenso liegen die Maßnahmen im öffentlich-fischereilichen Interesse, weil bisher schlecht strukturierte und deshalb ökologisch unbefriedigende Gewässerstrecken verbessert werden.

1.6 Der beantragte Plan konnte festgestellt werden, da von dem Ausbauvorhaben eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere eine erhebliche und dauerhafte nicht ausgleichbare Erhöhung der Hochwasserrisiken oder eine Zerstörung natürlicher Rückhalteflächen, vor allem in Auwäldern, nicht zu erwarten ist (§ 68 Abs. 3 WHG). Zudem werden andere Anforderungen nach dem WHG bzw. sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften erfüllt (§ 68 Abs. 3 Nr. 2 WHG). Dies gilt insbesondere unter der Maßgabe, dass entsprechend § 70 Abs. 1 i. V. m. § 13 Abs. 1 und § 14 Abs. 3 bis 6 WHG etwaige nachteilige Wirkungen durch Bedingungen oder Auflagen verhütet oder ausgeglichen werden. Sofern dies nicht möglich ist, darf der Plan dennoch festgestellt werden, wenn Gründe des Allgemeinwohls dies erfordern (§ 14 Abs. 3 Satz 2 WHG). Zwingende Versagungsgründe des Wasserrechts im Sinne von § 68 Abs. 3 WHG oder anderen zwingenden Vorschriften, deren Prüfung mit Konzentrationswirkung (Art. 75 BayVwVfG) die Planfeststellung miteinschließen (sog. Planungsleitsätze) stehen dem Vorhaben nicht entgegen.
Neben der Planfeststellung sind gem. § 70 Abs. 1 HS 2 WHG i. V. m. Art. 69 S. 1 BayWG i. V. m. Art. 75 Abs. 1 S. 1 HS 2 BayVwVfG andere behördliche Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Verleihungen, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen nicht erforderlich.

Der Planfeststellungsbeschluss setzt die gegenseitige und gerechte Abwägung aller öffentlichen und privaten Belange, die von dem Vorhaben berührt werden, voraus.

Die Grenzen der Abwägung bestimmen sich nach dem Gegenstand, der Reichweite und den Auswirkungen der konkreten Planung.

Der gemeinnützige Gewässerausbau liegt im öffentlichen Interesse. Für die genehmigten Niederschlagswassereinleitungen über die Einleitungsstellen E 1 bis E 21 in verschiedene Vorfluter wurde ein Retentionsraumausgleich von 650 m3 errechnet. Auf Grundlage der Planung wurde vom Ingenieurbüro Martin Huber, Mainburg, für das Plangebiet 1 ein Retentionsraumvolumina von 947 m3 und für das Plangebiet 2 ein Retentionsraumvolumina von

1.346 m3 ermittelt. Der Ausgleich wurde somit erbracht. Die unter Ziffer 1.2 beschriebenen Maßnahmen dienen außerdem der Erreichung der Ziele des im Jahr 2012 aufgestellten Gewässerentwicklungsplanes.
In die Abwägung mit einzubeziehen sind nur solche Belange, welche für die Behörde als entscheidungserheblich erkennbar sind.
Im Übrigen wird berechtigten Belangen von Einwendungen des öffentlichen Interesses sowie sonstiger im Verfahren Beteiligter und Betroffener durch die Festsetzung von Inhalts- und Nebenbestimmungen (s. Ziffer 3.) Rechnung getragen. Ansonsten ist durch fachtechnische Stellungnahmen geklärt, dass entsprechende Belange durch das Vorhaben nicht berührt werden.
Einwendungen wurden während der öffentlichen Auslegung nicht vorgebracht.
Eine Beeinträchtigung von Rechten und rechtlich geschützten Interessen Dritter sind daher–soweit sie bekannt sind – bei Berücksichtigung der Inhalts- und Nebenbestimmungen nicht bekannt.
Auf einen Erörterungstermin wird nach Rücksprache mit den Beteiligten bzw. auf deren Einverständnis, verzichtet.





III.


Kostenentscheidung


Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 1, 2 und 4 Satz 1 des Kostengesetzes (KG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 20.02.1998 (GVBl S. 43), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 19.03.2020 (GVBl S. 153). Die Antragstellerin ist gemäß Art. 4 KG von der Zahlung einer Gebühr befreit. Für die Auslagen gilt Art. 10 KG. Die Kosten sind mit der Zustellung dieses Bescheides zur Zahlung fällig (Art. 15 KG).
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg in 93047 Regensburg,

Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg,

Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg,

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz

zugelassenen1 Form.
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
1Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).

[Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt:] Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise für die Antragstellerin:

►Weitere Inhalts- und Nebenbestimmungen sind auch nachträglich sowie auch zu dem Zweck zulässig, nachteilige Wirkungen für andere zu vermeiden oder auszugleichen (§ 13 Abs. 1 WHG).

►Für alle Maßnahmen, bei denen das Gewässer berührt wird (z.B. Gestaltung von Sohle und Ufer) ist entsprechende Sorgfalt anzuwenden (§ 5 Abs. 1 WHG).

►Der Antragsteller hat den Bediensteten der Gewässeraufsichtsbehörden jederzeit Zutritt zu den gesamten Anlagen zu gewähren (§ 101 WHG).
►Für die Benutzung im Eigentum Dritter stehender Grundstücke sind gesonderte privatrechtliche Gestattungsverträge mit den jeweiligen Eigentümern von benutzten Grundstücken zu vereinbaren.

►Aus wasserwirtschaftlicher Sicht sollte geprüft werden, inwieweit ein Rückbau von Sohl- und Böschungsfußverbauungen (falls vorhanden) des alten Gewässers in Richtung neues Gewässer möglich ist. Dies würde eine weitere dynamische Entwicklung ermöglichen.
Ferch
Regierungsrat
(09441) 207 4414


Dienstag bis Freitag am Vormittag





Ute Lichtenegger





 





ute.lichtenegger


@landkreis-kelheim.de





Donaupark 13





04.24








Postanschrift
Besuchszeiten

Raiffeisenbank Kreis Kelheim eG
Kreissparkasse Kelheim
Donaupark 12
Mo - Fr
8.00 – 12.00 Uhr

93309 Kelheim
Di u. Do
14.00 – 16.00 Uhr
IBAN: DE 04750690140000647500
IBAN: DE 46750515650190201277
ÖPNV: Bushaltestelle Donaupark
Tel. Vereinbarung empfohlen
Swift-Bic: GENODEF1ABS
Swift-Bic: BYLADEM1KEH
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